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Verkündet am
140 März 1968

I m N a m e n d e s V 0 l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

aooooooooo oooooooooooo Dnooooooaoooencooooo°ooonooa,

Klägerin und Revisionsbeklagte9

_
ProzeßbeVOllmä0h'tig'te:

o o o ooooo o o o o o e oooooooooo "o

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 14„ März 1968 durch

Bundesrichter ' Dr° D a p p r i c h

. - Vorsitzender —,
Bundesrichter Dr° K r e b s und

Bundesrichter Dr° W i t t e9
'

_
Bundessozialrichter M i c h a e l i s und

Bundessozialrichter J a k u b o w 5 k i

für'Recht erkannt:

.Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile

des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
290 April 1965 und des 50zialgerichts Köln vom

4° Dezember 1965 aufgehoben„ Die Klage wird abge—

wieseno

Die Beteiligten haben einander aüßergerichtliche—

Kosten des gesamten Verfahrens nicht zu erstattten°
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Streitig ist die Gewährung der sog° Geschiedenen—

Witwenrente nach @ 65 Reichsknappschaftsgesetz (M&G)°

Die Klägerin har mit dem Heinrich Bz;znnaür der von
Beruf Ueizer in einem Zechenkraftwerk war, verheiratetc

Diese Ehe wurde durch Urteil des Landgerichts Köln
vom 40/11„ August 1948 aus alleinigem Verschulden des
Versicherten rechtskräftig geschieden° Der Versicherte

bezog seit August 1950 dente wegen Invalidität in

Höhe von 121,60 DM„ Im Jahre 1957 erhöhte sie sich

auf 354,40 DMC Anläßlich der hentenanpassungen der

Jahre 1959 und 1960 wurde sie auf 576910 Dh und
_

598,50 LM erhöht° Der Versicherte hatte sich am 190

Januar 1951 in einem gerichtlichen Vergleich ver—

pflichtet, an die Klägerin monatlich 20,—— Lh Unter—

halt zu zahlen° Dieser Betrag wurde der Klägerin aus

dessen Rente von der Beklagten laufend überwiesen°

Die Klägerin übt seit Juni 1956 eine rentenversiche—

rungSpfliChtige Beschäftigung als Wäschestopferin aus„

Sie verdiente vom 1„ Januar 1;6o bis zum 51° Lärz 1960
monatlich brutto 2409— DM und vom 1° April 196o‘bis

zum 500 November 1960 monatlich brutto Booo— DM„ Am

18„ November 1960 ist der Versicherte gestorben„

Die Beklagte lehnte den Antrag der Klägerin auf Ge—

währung der sogc Geschiedenen—Witwenrente nach 9 65

RKG mit Bescneid vom 25„ märz 1963 ab° die vertrat

-die Auffassung? daß der Klägerin diese Rente nicht

zustehe9 weil der Versicherte weder verpflichtet ge—

wesen sei, ihr Unterhalt zu gewähren9 noch tatsächlich

Unterhalt geleistet habe„ sie sah den monatlichen '
Unterhalt

von 200— DM nicht als echten Unterhalt im

Sinne dieser Vorschrift an‚ weil dieser zu geringfügig

gewesen sei° Der gegen diesen Bescheid gerichtete
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Wider3pruch blieb erfolglos°

.Das Sozialgericht (SG) hat der Klage durch Urteil

vom 4° Dezember 1963 stattgegeben° Es hat dahinge:

stellt sein lassen, ob die monatlichen Zahlungen

von 20°— DM als echte Unterhaltsleistungen ange—

sehen werden können, jedenfalls sei der Versicher—

' te nach dem Ehegesetz (EheG) verpflichtet gewesen,
der Klägerin monatlichen Unterhalt in Höhe von
50„— LM zu leisten° Denn das Nettoeinkommen dei‘Kläg—

Igerin hätte nicht ausgcrcicht‚9 ihren Unterhalt in

ausreichender Weise zu bestreiten°

Durch Urteil-vom'29° April 1965 hat das Landessozial—
gericht (LSG) die Berufung der Beklagten zurück—

gewiesen; es hat die Revision zugelassenß

Es hat es
dahingestellt

sein lassen, ob der Ver—

sicherte zur Zeit seines Todes der Klägerin Unter—

halt nach den Vorschriften des EheG zu leisten ge-
habt habe9 Selbst wenn das nicht der Fall gewesen

sei, stünde der Klägerin die Hinterbliebenenrente

nach 5 65 RKG zu„ Der Versicherte habe der Klägerin
im letzten Jahr vor seinem Tode monatlich 20°— LM

Unterhalt geleistet und sei auf Grund des Unterhalts—

vergleiohs, d„h° aus einem sonstigen Grunde, auch

zum Unterhalt in dieser Höhe verpflichtet gewesen°

Unbeachtlich sei, daß die Klägerin mit diesen

Leistungen nur einen kleineren Teil ihres Unter-

halts habe bestreiten können° Es sei nach 9 65 AKG

nicht erforderlich, daß die Unterhaltsansprüche

oder die Unterhaltsleistungen ausgereicht haben,
den gesamten Unterhalt der geschiedenen ßhefrau

oder zumindest den größten Teil ihres Unterhalts-

bedarfs zu decken“ Vielmehr genügten Unterhalts—

ansprüche und Unterhaltsleistungen, die in mehr

_4' -
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als nur ganz oder verschwindend geringfügigem Um—

‚
fang zum Unterhalt der früheren Ehefrau beigetragen

hätteno Der der Klägerin in dem Vergleich vom 19„ Ja—

nuar 1951 eingeräumte Anspruch auf Zahlung eines Un—

terhaltsbetrages von monatlich 20‚—- LM und die zur
‚Erfüllung dieses Anspruchs erbrachten Unterhalts-

leistungen in gleicher Höhe erfüllten diese Voraus—

„setzungen; sie überstiegen das Maß des Geringfügigena

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte ■evision einge—

legtoöie rügt die Verletzung des 3 65 dKG„ ■ntgegen
der Auffassung des LSG seien die Voraussetzungen des

@ 65 RKG nicht erfüllta Der Versicherte sei während

des letzten wirtschaftlichen Dauerzustandes vor seinem

Tode nach @ 58 EheG 1946 nicht verpflichtet gewesen,
der Klägerin Unterhalt zu leisten, weil diese wegen
eigener Einkünfte in Höhe von mtl° DM 500‚—— brutto

nicht bedürftig gewesen sei° Für die Beurteilung der

Frage, was als der nach den Lebensverhältnissen der

Ehegatten angemessene Unterhalt der geschiedcnen Erau

i„ö„ des 3 58 Abs° 1 ßheG 1946 anzusehen ist9 seien

die Lebensverhältnisse der früheren Ehegatten zur

Zeit der Scheidung maßgebend„ In der Regel seien ein

Drittel bzw° ein Viertel des Nettoeinkommens des

Mannes zur Zeit der öcheidung als angemessener Unter—

halt der Frau anzusehen„ Der Versicherte habe zur Zeit

der Scheidung im August 1948 ein monatliches brutto—

einkommen von DM 257‚—- gehabto Der angemessene Un-

terhalt der Klägerin belaufe sich somit im Zeitpunkt

der dcheidung auf monatlich 79„— DM„ Unter ßerück—
sichtigung der inzwischen eingetretenen allgemeinen

Erhöhung der Lebenshaltungskosten werde von einem

Unterhaltsanspruch der Klägerin gegen den Versicherten

zur Zeit seines Todes von monatlich 900— LM netto

ausgegangen werden müssen„ Das eigene drwerbseinkommen
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der Klägerin in Höhe von monatlich 300„— DM habe

aber ausgereicht, diesen angemessenen Unterhalt

zu decken°

Der Versicherte sei auch nicht verpflichtet ge @-

sen, der Klägerin "aus sonstigen Gründen" Unterhalt

zu erbringen, weil er "zur Zeit seines Todes" die
Wirkungen des Vergleichs vom 19„ Januar 1951 nach

den Grundsätzen der 95 523, 767 der Zivilprozeß—

ordnung (ZPO) hätte beseitigen können° Da die Klä—
gerin nicht bedürftig und somit auch nicht unter—

haltsberechtigt gewesen sei, würde eine Abände-

rungsklage des Versicherten (5 323 ZPO) zur Be—
seitigung des Vergleichs vom 19° Januar 1951 ge—

führt haben° Als zwischen den früheren Ehegatten

am 19, Januar 1951 der Unterhaltsvergleich vor dem

Amtsgericht Bergheim geschlossen worden sei, habe

die Klägerin kein eigenes Einkommen gehabt, Diese

Verhältnisse hätten sich aber seit dem 180 Juni

1956 durch die spätere Arbeitsaufnahme wesentlich

geändert, so daß der Versicherte berechtigt gewe—

sen wäre, im Wege der Klage eine entsprechende Ab—

änderung des Vergleichs vom 190 Januar 1951 zu ver-

langen°

Der Betrag von DM 20,——‚ den der Versicherte der

Klägerin bis zu seinem Tode monatlich gezahlt hat,

könne entgegen der Auffassung des L5G nicht als

"Unterhalt" angesehen werden; denn es habe sich

nicht um eine wesentliche Zuwendung gehandelt, durch

die die Lebensführung der Klägerin merklich verbessert

worden wäre° Als "Leistung von Unterhalt" im Sinne

der 2„ Alternative des 5 65 RKG könnten seiner We—

sensart und Zweckbestimmung nach nur Zuwendungen an—
gesehen werden, die der Deckung des laufenden Lebens—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


bedarfs dienten° Zuwendungen, die ihrer Höhe nach für

den Stand der Lebensführung unerheblichsind9 könnten

dagegen nicht als Unterhaltsleistung nach 565 KKG
20 Alternative gelten° Ein Geldbetrag, der wegen sei—

ner Geringfügigkeit für die Lebensführung der Frau

ohne nennenswerte wirtschaftliche Bedeutung sei9 stelle

keine Unterhaltsleistung im Sinne von 9 65 AKG der°

Als "Unterhalt" seien vielmehr etwa 25 Prozent des

zeitlich und örtlich notwendigen Mindestbedarf eines
Unterhaltsberechtigten zu fordern° Der Mindestbedarf

der Klägerin müsse für das Jahr 1960 mit DM 2000—

monatlich angesetzt werden, so daß als Unterhalts—

leistungen nur Beträge von mindestens DM 50,—— mtl„

anzusehen seien° Die Unterhaltszahlungen des Versicher—

ten in Höhe von DM 20,—— monatlich seien daher zu ge—

ring gewesen, um als "Unterhalt" im Sinne der 20 nlter—

native des 9 65 EKG angesehen werden zu könneno

Der durch Art„ 1 © 5 Nr„ 21 ■entenversicherungsände—

rungsge3etz (RVÄndG) vom 9° Juni 1965 — Buhl I 50 476

— dem @65 RKG angefügte batz 2 räume der Klägerin
einen dentenanspruch nicht ein„ Da die Klägerin zur
Zeit des Todes des Versicherten im November 1960 kei—

nes Unterhalts bedurft habe, weil sie ein ausreichendes

eigenes Einkommen hatte‚ habe für den Versicherten kei—

ne Unterhaltsverpflichtung bestanden° Der Versicherte

sei im Zeitpunkt seines Todes wegen seines Dinkommens

von DM 598,50 zwar zahlungsfähig9 aber dennoch nicht

zum Unterhalt verpflichtet gewesen, weil die Klägerin

nicht bedürftig gewesen sei„ Daher sei ein Anspruch

nach 5 65 RKGnF nicht gegeben9 weil dessen Satz 2 es
nur auf die unzureichenden Vermögens— und drwerbsver—

hältnisse des Versicherten abstelleo
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Sie beantragt,
_

das Urteil des Landessozialgerichts

Nordrhein—“estfalen vom 29„ April 1965

und das Urteil des Sozialgerichts Köln

vom 4° Dezember 1963 aufzuheben und die

Klage abzuweiseno

Die Klägerin beantragt,

die Revision der ßeklagten zurückzu—

weisen°

110

Die zulässige Revision der Beklagten ist begründet°

Zu Unrecht haben das SG und das LSG der Klägerin

die sog° Geschiedenenwitwenrente nach @65 EKG zu—
'gesprochen° Denn die Voraussetzungen dieser Vor—

schrift liegen nicht voro

Die ßhe der Klägerin mit dem Versicherten ist zwar

rechtskräftig geschieden werden, doch hatte deerer—

sicherte der Klägerin während des letzten wirtschaft—

lichen Dauerzustandes vor seinem Tode weder nach dem

EheG noch aus sonstigen Gründen Unterhalt zu leisten

noch hat er ihr im Jahr vor seinem Tode Unterhalt ge—
leistet°

Nach 9 58 des EheG vom 20° Februar 1946 hat der allein

oder überwiegend für schuldig erklärte Mann der ge-
schiedenen Frau den nach den Lebensverhältnissen der

Ehegatten angemessenen Unterhalt zu gewähren, soweit

die Einkünfte aus dem Vermögen der Frau und die är—

trägnisse einer ßrwerbstätigkeit nicht ausreichen°

Die £he der Klägerin mit dem Versicherten ist zwar

aus alleinigen Verschulden des Versicherten geschie—

_ 8 -
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den werden, doch hatte die Klägerin während des

letzten wirtschaftlichen Dauerzustandes vor dem Tode

des Versicherten gegen diesen keinen Unterhaltsan—

spruch nach dem ßheGo ßine Unterhaltsverpflichtung

besteht nach 9 58 Abso 1 dheG in Höhe des nach den
Lebensverhältnissen der Ehegatten angemessenen Un—

terhalts wobei die Lebensverhältnisse der Ehegatten

zur Zeit der Ehescheidung maßgebend sind„ Diese rich-

ten sich nach Stand und Beruf sowie dem dinkommen

_und den Vermögensverhältnissen der dhegatten„ hin
Drittel bis ein Viertel des Nettoeinkommens wird im

allgemeinen als angemessener Unterhalt der Frau an—
zusehen sein9 wobei die bis zum Tode des Versicherten

eingetretenen allgemeinen Veränderungen des Lohn— und

Preisgefüges zu berücksichtigen sindo Unter Beachtung

all dieser Umstände kann der angemessene Unterhalt

der Klägerin in diesem öinne keinesfalls höher ge—

wesen sein als der betrag, welcher ihr während des

letzten wirtschaftlichen Dauerzustandes vor dem Tode

des Versicherten‚ doho vom 1„ April 1960 bis zum

50° November 19609 aus ihrem eigenen monatlichen

Bruttoeinkommen von 3000— DM unter Berücksichtigung

der gesetzlichen Abzüge zur Verfügung gestanden hat„

“(Daher hatte sie während des letzten wirtschaftlichen
Dauerzustandes vor dem Tode des Versicherten keinen

gesetzlichen Unterhaltsanspruch gegen den Versicherten9

ohne daß es darauf ankommt9 ob dieser seinerseitsüber—

haupt wegen seiner eigenen Einkommens— und Vermögens—

Verhältnisse unterhaltsfähig war„ Dieses Argebnis kann

durcn Satz 2 @'65 EKG nF schon deshalb nicht berührt

werden, weil ein Unterhaltsanspruch nicht wegen der

Vermögens— und ßrwerbsverhältnisse des Versicherten9

sondern wegen der Erwerbsverhältnisse der Klägerin zu
verneinen ist°

Die Klägerin hatte während des letzten wirtschaftlichen

\
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Dauerzustandes vor dem Tode des Versicherten auch

keinen Unterhaltsanspruch gegen den Versicherten

aus einem sonstigen Grunde° Der gerichtliche Ver—

gleich ist zwar grundsätzlich als sonstiger Grund

in diesem Sinne anzusehen, doch kann eine Verpflich—

tung zur Zahlung von 20°— DM monatlich auch unter
Berücksichtigung des Preis- und Lohngefüges zur Zeit

des Todes des Versicherten nicht als echte Unter—

haltsverpflichtung im Sinne dieser Vorschrift ange—

sehen werden° Nach der ständigen dechtsprechung des Bundes—

sozialgeribhtv(88G)s kann hierunter nur eine Unter—

haltsverpflichtung oder eine tatsächliche Unterhalts-

leistung verstanden werden, die für den Unterhalt

der geschiedenen Frau eine praktisch ins Gewicht

fallende Bedeutung hatte„ Eine andere Auffassung wür-

de zu sehr den Unterhaltsersatzcharakter der Geschie—

denenwitwenrente außer Betracht lassen° Wenn diese

Rente auch nicht durch die Höhe des weggefallenen

Unterhaltsanspruchs oder des wéggefallenen tatsäch—

lichen Unterhalts, die sie ersetzen soll, bestimmt

ist, so würde doch die Anerkennung selbst eines nicht

ins Gewicht fallenden Unterhaltsanspruchs oder einer

nicht% ins Gewicht fallenden Unterhaltsleistung als

Begründung für einen vollen nentenanspruch den Unter—

haltscharakter der Geschiedenenwitwenrente so sehr

widersprechen9 daß dies nicht mehr als mit dem Zweck

dieser Vorschrift in Einklang stehend angesehen wer—
den kann° Nach dieser Rechtsprechung.des BSG wird ein

Unterhaltsan8pruch oder ein tatsächlich geleisteter

Unterhalt von weniger als 25 % des zeitlich und ört—
lich notwendigen Unterhalts des Unterhaltsberechtig—

ten nicht als ins Gewicht fallender Unterhalt in die—

sem Sinne angesehen (BSG 22, 44 = Sozd Nr„ 26 zu
€ 1265 RVO)„ Im vorliegenden Fall steht fest, daß ein

Unterhaltsanspruch von 2o„- DM monatlich im Jahre 1960

diese Voraussetzung nicht erfüllt, weil er ohne Zweifel

geringer als 25 % des notwendigen Unterhalts der Klä—

gerin ist°
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Auch die Voraussetzungen der weiteren Alternative die—

ser Vorschrift sind nicht erfüllte Der Versicherte hat

zwar der Klägerin im letzten Jahr vor seinem Tode

20°— DM Unterhalt monatlich geleisteto Doch kann die—

ser Unterhalt aus denselben Gründen‚die für die Unter—

haltspflicht maßgebend sind, nicht im Sinne dieser

Rechtsprechung als ins Gewicht fallend angesehen werdeno

Da die Klägerin somit vor dem Tode des Versicherten

keinen Unterhaltsanspruch nach dem EheG hatte, noch ihr

' ein ins Gewicht fallender Unterhaltsanspruch aus dem

gerichtlichen Vergleich zustand7 noch der Versicherte

ihr einen ins Gewicht fallenden Unterhalt geleistet

hat, steht der Klägerin der Anspruch auf Geschiedenen—

witwenrente nach @ 65 RKG nicht zu°

Die Revision der Beklagten erweist sich somit als be—

gründet‚ so daß das angelöchtene Urteil und das Urteil

des SG aufzuheben und die Klage abzuweisen ist°

Die Kostenentscheidung beruht auf 9 193 SGGQ
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